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§ 31 

Antragsverfahren 

(1) Anträge nach diesem Gesetz oder nach den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen 
sind schriftlich einzubringen. 

(2) In Anträgen auf Erteilung von Bewilligungen oder Ausnahmen sind Art, Lage, Umfang und 
Verwendung des Vorhabens anzugeben sowie die zur Beurteilung des Vorhabens erforderlichen 
Unterlagen, insbesondere Pläne, Beschreibungen, Skizzen udgl. in dreifacher Ausfertigung sowie ein 
aktueller Grundbuchsauszug anzuschließen. Ist der Antragsteller nicht Grundeigentümer, ist die 
Zustimmung des Eigentümers glaubhaft zu machen, es sei denn, dass aufgrund anderer gesetzlicher 
Regelungen für das beantragte Vorhaben eine Enteignung oder eine Einräumung von Zwangsrechten 
möglich ist. Weiters ist der Nachweis darüber zu erbringen, dass die beantragte Bewilligung nicht einem 
rechtswirksamen überörtlichen oder örtlichen Raumordnungsprogramm widerspricht. 

(2a) Die Vorlage von Urkunden entfällt, wenn die zu beweisenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse 
durch Einsicht in die der Behörde zur Verfügung stehenden Register, insbesondere durch Abfrage des 
Grundbuchs (§ 6 des Grundbuchsumstellungsgesetzes – GUG, BGBl. Nr. 550/1980), festgestellt werden 
können. 

(3) Die Behörde kann innerhalb von sechs Wochen ab Einlangen des Antrages die Vorlage von 
zusätzlichen Unterlagen verlangen, falls solche zur Beurteilung der voraussichtlichen Auswirkungen 
eines Vorhabens erforderlich sind. 
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(4) Die Behörde hat vor Erlassung von Bescheiden, ausgenommen solcher im Strafverfahren, das 
Gutachten eines Sachverständigen (§ 25) einzuholen. 

(5) Bestehen begründete Zweifel an der Erfüllung von vorzuschreibenden Vorkehrungen oder 
Maßnahmen, ist dem Bewilligungswerber eine Sicherheitsleistung bis zur Höhe der voraussichtlichen 
Kosten dieser Vorkehrungen oder Maßnahmen vorzuschreiben. 

(6) Die Sicherheitsleistung ist in bar, durch ein Einlagebuch eines Kreditinstitutes oder durch die 
Bürgschaft eines Kreditinstitutes (Bankgarantie) zu erbringen. Gleichzeitig mit dem Erlag hat der 
Verpflichtete der Behörde eine eigenhändig unterschriebene Erklärung vorzulegen, in der ausdrücklich 
seine unwiderrufliche Zustimmung zur alleinigen Verfügung der Behörde über die Sicherheitsleistung 
erteilt wird. 

(7) Ist der Grund für die Sicherheitsleistung ganz oder teilweise weggefallen, so hat die Behörde die 
Sicherheitsleistung samt aufgelaufener Zinserträge ganz oder anteilig zurückzuerstatten. 

(8) Wird eine Bewilligung oder Ausnahme befristet erteilt, so sind gleichzeitig jene Vorkehrungen 
vorzuschreiben, die nach Ablauf der Frist zu treffen sind. Die sich aus der Bewilligung oder Ausnahme 
und den damit verbundenen Bedingungen oder Auflagen ergebenden Rechte oder Pflichten treffen den 
jeweils Berechtigten. 

(9) Eine nach den Bestimmungen dieses Gesetzes erteilte Bewilligung erlischt durch 

 1. den der Behörde erklärten Verzicht des Berechtigten; 

 2. Unterlassung der tatsächlichen Inangriffnahme des Vorhabens binnen zwei Jahren ab Erteilung 
der erforderlichen Bewilligung; 

 3. Unterlassung der Fertigstellung des Vorhabens innerhalb der bewilligten oder gemäß Abs. 10 
verlängerten Frist; ist eine derartige Frist nicht bestimmt, innerhalb von fünf Jahren ab Erteilung 
der Bewilligung. 

(10) Die im Abs. 9 genannten Fristen können, wenn vor Ablauf der Frist darum angesucht wird und 
dies mit den Interessen des Schutzes und der Pflege der Natur vereinbar ist, bis zu einer Gesamtdauer von 
10 Jahren verlängert werden. 

(11) Bedürfen bewilligungspflichtige Vorhaben nach diesem Gesetz auch einer Genehmigung, 
Bewilligung oder Anzeige nach anderen bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften, so hat die 
Naturschutzbehörde tunlichst auf eine abgestimmte Durchführung der Verfahren hinzuwirken. 
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